
Die Mitglieder des UBV werden 
immer wieder als „Agrar-Re-
bellen“ bezeichnet. Können 
Sie damit leben?
Keplinger: Leben kann ich schon 
damit. Aber ehrlich gesagt sind 

wir nicht die Agrarrebellen, son-
dern wir wollen nur die Normali-
tät herstellen wie z. B. in Bayern. 
Da gibt es schließlich auch eine 
unabhängige Vertretung mit 
dem bayerischen Bauernver-

band. Wo außer bei uns gibt 
es das, dass eine Teilorgani-
sation einer Partei die Interes-
sen einer Berufsgruppe ver-
tritt? So weit ich weiß, nirgends. 

„Wir müssen die GAP wieder ins 
rechte Lot bringen“

Wer kämpft, kann verlieren,
wer nicht kämpft, hat schon verloren!

B. Brocht
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… die Verluste, die die Landwirtschaft auf Grund der internationalen Handelsabkommen 
erleidet, ausgleichen, die Kontrollen von fünf auf zwei Prozent zurückfahren, die neu-
en EHW korrigieren und die Tierprämien und den Agrardiesel wieder einführen, erklärte 
UBV-Präsident ÖR Karl Keplinger im Interview mit Redaktionsleiter Torsten Altmann von 
„top agrar Österreich“. Lesen Sie seine Ausführungen im Detail mit freundlicher Geneh-
migung des Verlages in dieser UBV-Zeitung.

ÖR Karl Keplinger bewirtschaftet einen Vollerwerbsbetrieb mit 59 ha LN und 8 ha Wald und nimmt am 
Tierwohlprogramm „Strohhaltung“ teil.
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Der UBV betont immer, dass 
er keine Politik für Parteien, 
sondern ausschließlich für die 
Bauern mache. Sprechen Sie 
damit den Parteien ab, dass sie 
Politik für Bauern machen?
Keplinger: Ja, denn sie wollen den 
Bauern ihre Interessen je nach 
Ideologie aufzwingen. Das wollen 
wir nicht, wir wollen selbst bestim-
men. Das ist die Kollision: Bei uns 
darf man denken, was man will, 
bei den anderen wird gedacht, 
was die Bauern denken dürfen.

Sie haben sich zum wichtigs-
ten Ziel gesetzt, die Benach-
teiligung der Bauern zu been-
den. Wo sind die Bauern denn 
besonders benachteiligt? Wie 
wollen Sie das ändern? 
Keplinger: Besonders gilt dies 
für die Einkommen: Wir haben 
ein Landwirtschaftsgesetz, nach 
dem wir mit der allgemeinen 
Wohlstandsentwicklung mithal-
ten sollten. Das ist aber nicht 
der Fall. Zudem heißt es immer, 
Handel bringt Wohlstand. Aber 
für wen? Auffallend ist, dass Han-
delsabkommen auf dem Rücken 
der Bauern geschlossen werden. 
Man importiert Agrarprodukte, 
damit man Industrieprodukte ex-
portieren kann, weil die Staaten 
meistens nicht anders zahlen 
können.

Wir haben grundsätzlich nichts 
gegen Handel und Handelsab-
kommen. Aber wir verlangen, 
dass der Nachteil ausgeglichen 
wird. Da müsste zuerst berech-
net werden, wie viel Verlust das 
für uns bedeutet. Dies müsste 
uns mit Direktzahlungen ausge-
glichen werden, nicht durch zu-
sätzliche Auflagen. 

Angesichts eines längeren 
Preisverfalls etwa bei Milch und 
Schweinefleisch geht das Hö-
festerben unvermindert weiter. 

Die Folge: Jung und Alt su-
chen sich Arbeit außerhalb des 
Hofes, meist in der Stadt. Kann 
diese Entwicklung noch ge-
stoppt werden? Wenn ja, wie? 
Keplinger: Bei der letzten GAP 
war es eine Fehlentscheidung, 
die Ausgleichszahlungen auf die 
Hektar zu verteilen. Das erhöht 
höchstens die Pachtpreise, aber 
nicht das Einkommen. Darum 
wollen wir wieder zurück zu dem 
System mit Tierprämien. Zudem 
fordern wir, dass diejenigen, die 
keine Pensionsversicherungs-
beiträge bezahlen, auch keine 
Betriebsprämie erhalten (ausge-
nommen sind Kleinbetriebe, die 
keine Beiträge zahlen brauchen). 
Dabei geht es vornehmlich um 
Industrielle, die ihren Gewinn si-
cher in Grund anlegen und damit 
den Preis treiben. Die bekommen 
die volle Prämie, brauchen aber 
keine Sozialversicherungs- oder 
Pensionsversicherungsbeiträge 
zahlen, weil sie bei ihrer Sozial-
versicherung über der Höchstbe-
messungsgrundlage liegen. Da-
durch belastet man die aktiven 
Bauern bei der SVB noch mehr. 
Deshalb wollen wir für diese eine 
höhere Betriebsprämie. 

Sie sind selbst Rinderhalter und 
haben immer für den Erhalt der 
Mutterkuhprämie gekämpft - 
vergeblich. Jetzt wird ange-
sichts sinkender Mutterkuhzah-
len wieder der Ruf nach einer 
derartigen Prämie in der neuen 
GAP ab 2020 laut. Wie ist Ihre 
Meinung dazu?
Keplinger: Die Prämie muss in vol-
ler Höhe wieder kommen. Weil die 
Erhaltungskosten bei der Kuh nicht 
gedeckt sind, geht die Mutterkuh-
haltung zurück. Auf der anderen 
Seite zahlt man eine Milchprämie 
zur Reduzierung des Milchmarktes. 
Das ist aus meiner Sicht ein Schild-
bürgerstreich, weil die Einsteller im 
In- und Ausland ja gefragt sind.  

Was sind Ihre weiteren wich-
tigen Anliegen in Sachen 
neuer Gemeinsamer Agrarpo-
litik? Was sollte aus Ihrer Sicht 
noch anders werden?
Keplinger: Grundsätzlich gehört 
die Bürokratie mehr als halbiert. 
Da haben wir dieselbe Meinung 
wie Albert Dess, Sprecher der 
EVP-Fraktion im Landwirtschafts-
ausschuss. Dess sagt, man könnte 
5 Mrd. € an unnötigen Kontrollen 
einsparen. Österreich könnte ohne 
Probleme von derzeit 5 auf 2 % 
Kontrollen zurückfahren. Das wür-
de ausreichen. Weiters plädieren 
wir für einen zusätzlichen Sockel-
betrag aus dem Leaderprogramm 
für jene, die tatsächlich von der 
Landwirtschaft leben. Der sollte so 
hoch sein wie der SVB-Beitrag.

Besonders den Tierhaltern in 
benachteiligtem Gebiet flatter-
ten mit den neuen Einheitswert-
bescheiden des Finanzamtes 
deutlich höhere Werte ins Haus. 
Haben Sie einen Überblick dar-
über, wie sich die Abgaben im 
Durchschnitt erhöht haben? 
Und was bedeutet die Erhö-
hung für die SVB-Zahlungen? 
Keplinger: Das schwankt von 0 
bis 200 %, 30 bis 40 % sind die 
Regel. Bei mir erhöht sich z. B. der 
SVB-Beitrag von 8 800 auf 12 400 
€ pro Jahr. Wir wollen bei einer 
nächsten Steuerreform erreichen, 
dass beim Einheitswert die zu-
sätzlichen Tierzuschläge und die 
Ausgleichszahlungen wieder aus 
der Berechnung herausgenom-
men werden. Das Einkommen ist 
ja nicht gestiegen, darum gehört 
das zurückgefahren. Erst wenn 
die Preise wirklich anziehen, wie 
in anderen Bereichen, dann kann 
man nachziehen. 

Seit 2013 gibt es in Öster-
reich keine Steuerbegünsti-
gung mehr auf Agrardiesel. 
Sie fordern Chancengleichheit 
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mit Ländern, in denen es eine 
Rückvergütung gibt. Sehen Sie 
hier noch Chancen auf eine 
bauernfreundliche Lösung?
Keplinger: Hier sind die Parteien 
im Parlament gefordert, das end-
lich umzusetzen. Wenn es das in 
anderen EU-Staaten gibt, dann 
sollten sie das auch in Österreich 
wieder einführen. Sebastian Kurz 
will der Bevölkerung 16 Mrd. € an 
Steuern erlassen. Da müssen wir 
Bauern beim Agrardiesel und Ein-
heitswert dabei sein. 

Der Fipronil-Skandal in der Le-
gehennenhaltung hat uns wie-
der deutlich vor Augen geführt, 
wo die Lücken der Lebensmit-
telkennzeichnung liegen. Die 
Konsumenten wünschen sich 
einfach mehr Information und 
Sicherheit beim Einkauf ihrer 
Produkte. Brauchen wir eine 
neue Kennzeichnungspflicht?
Keplinger: Wenn die Lebensmit-
telindustrie sagt, uns kommt das 
zu teuer, dann braucht man das 
bei den Bauern auch nicht zu 
kontrollieren. Oder anders herum, 
wenn der Gesetzgeber die Kenn-
zeichnung vom Urproduzenten 

verlangt, dann gehört dies auch 
bis zum Konsumenten durchge-
zogen. Das ist die Aufgabe der 
Parteien im Parlament im Inter-
esse der Konsumenten. Solan-
ge die Lebensmittelindustrie be-
stimmt, was gekennzeichnet wird, 
brauchen wir die ganzen Kontrol-
len nicht. Dann können wir dieses 
Kontrollsystem gleich abschaffen. 

Sie fürchten um die ärztliche 
Versorgung der ländlichen Be-
völkerung. Deshalb fordern Sie 
eine bessere Entschädigung 
von Hausärzten. 
Keplinger: Früher sind die Ge-
meindeärzte gut entschädigt wor-
den, im neuen System sind die 
Vorteile weggefallen. Sie verdie-
nen mit 7,40 € im Durchschnitt 
pro Erstordination und Patient 
wenig und müssen rund um die 
Uhr da sein. Wahlärzte haben 
diese Verpflichtung nicht. Und 
die Krankenkassen ersetzen den 
Patienten fast die Honorsätze, 
die der Wahlarzt verlangt. Man 
hat zu viele Krankenhäuser ge-
baut und das Geld im ländlichen 
Raum abgezogen. Das war eine 
Fehlentscheidung. Man muss ein 

System finden, dass das aus-
gleicht und die Gemeindeärzte 
wieder in gleicher Anzahl bleiben 
wie früher. 

Der UBV tritt nur zu Kammer-
wahlen, nicht aber zur Natio-
nalratswahl an. Dennoch die 
Frage: Was wären Ihre drei wich-
tigsten Anliegen für die Bauern 
an die neue Bundesregierung? 
Keplinger: Anliegen Nr. 1 wäre, 
die Einheitswert-Erhöhung rück- 
gängig zu machen. Zweitens 
sollte die GAP wieder ins rich-
tige Lot gebracht werden. D. h. 
keine Ausgleichzahlungen nach 
dem Gießkannenprinzip, sondern  
solche, mit denen Familienbetriebe 
leben können. Zudem wünsche 
ich mir eine Regierung, die Rah-
menbedingungen schafft, die das 
Einkommen wirklich steigern und 
nicht nur die Zahlen auffrisiert. 
Wir würden uns über eine Ein-
kommenssteigerung freuen. Aber 
nicht so wie jetzt aufgrund einer 
anderen Berechnungsgrundlage. 
So eine Politik bringt nichts, das 
gehört auf richtige Grundlagen 
gestellt. Wir brauchen einen Mi-
nister mit Hausverstand.

„35 000 Wähler“
Der Unabhängige Bauernverband (UBV) ist aus dem in den 
1950er Jahren gegründeten Allgemeinen Österreichischen Bau-
ernverband hervorgegangen. Die Mitstreiter werden oft als Ag-
rarrebellen bezeichnet, weil sie regelmäßig für die Anliegen der 
Bauern demonstrieren. 

Anfang der 1960er Jahre nahm der Verband erstmals an den 
Wahlen zur Landwirtschaftskammer teil, und zwar in Oberöster-
reich. Heute ist der UBV in fünf Landwirtschaftskammern ver-
treten: In OÖ und Salzburg hält man je 5 Mandate, in der Stei-
ermark 4 Mandate, in Kärnten und NÖ 8 bzw. 6 Mandate. In 
einigen Bundesländern kandidiert man aus finanziellen Gründen 
gemeinsam mit den Freiheitlichen Bauern, denn es gibt keine 
Vereinsförderung, weder vom Bund noch vom Land.

Keplinger beziffert die Zahl der Mitglieder österreichweit auf etwa 
3 000, die Zahl der Wähler aktuell auf etwa 35 000.

Karl Keplinger ist seit 2011 Präsi-
dent des UBV und besitzt in 
Helfenberg im oberösterreichi-
schen Mühlviertel einen Mutterk-
uh-/Stiermastbetrieb.



Brüssler Gewitterwolken beunru-
higen nicht nur in Österreich die 
bäuerlichen Interessensvertretun-
gen. Der Austritt Großbritanniens 
aus der EU hinterlässt im EU-Etat 
eine Lücke von etwa 14 Milliarden 
Euro, rechnete Finanzkommissar 
Günther Oettinger Kanzler Se-
bastian Kurz und Ministerin Elisa-
beth Köstinger vor. Er möchte den 
Ausfall britischer Beitragszahlun-
gen in den Gemeinschaftshaus-
halt von derzeit 1% des BIP auf 
1,11% erhöhen, ansonsten, mein-
te er bei seinen Wiener Gesprä-
chen, drohe auch eine erhebliche 
Kürzung der Brüssler Gelder für 
die Landwirtschaft. 

Für den EU-Finanzrahmen 
2020/2027, der in Vorbereitung ist 
und auch die Ratspräsidentschaft 
Österreichs im 2. Halbjahr 2018 
betreffen wird, stehen die Agrar-
ausgaben auf dem Prüfstand. Der 
gesamte Brüssler Haushalt um-
fasst derzeit jährlich etwa 1.087,4 
Milliarden Euro. Davon entfallen 
auf die Landwirtschaft 420 Milli-
arden. Für die Struktur- und Re-
gionalpolitik sind 371,4 Milliarden 
Euro vorgesehen. Das sind die 
größten Ausgabenbereiche, folg-
lich von Kürzungen am stärksten 
betroffen. 

Während der Bayerische Bau-
ernverband die Bereitschaft von 
CDU/CSU und SPD im Koaliti-
onsvertrag für einen erhöhten 
bundesdeutschen Beitrag zum 
EU-Haushalt begrüßt, fordert Ös-
terreichs Jungkanzler mehr Spar-
samkeit und Effizienz in Brüssel 
ein. Er ist gegen eine Anhebung 
der Nettozahlungen von etwa 900 
Millionen Euro, die vor allem von 
der FPÖ als Oppositionspartei im-
mer wieder kritisiert wurden. Die 
Bauernorganisationen möchten 

aber nicht, dass die Landwirt-
schaft die Zeche für den Brexit 
bezahlt.

Tirols wiedergewählter Landes-
hauptmann Günther Platter hinter-
legte in Brüssel ein Dokument mit 
der Forderung, in der zukünftigen 
GAP die Bergbauern nicht zu ver-
gessen. Kommissionspräsident 
Jean Claude Juncker teilte recht-
zeitig vor den Landtagswahlen im 
ORF mit, trotz möglicher Kürzun-
gen des Agraretats werden die 
Bergbauern nicht vergessen. 
Elisabeth Köstinger möchte mög-
liche Kürzungen durch nationa-
le Fördergelder auffangen, was 
allerdings eine Zustimmung der 
EU (Beihilfengenehmigung) erfor-
dern würde. Das Doppelbudget 
2018/2019 wird darüber Auskunft 
geben, ob das möglich ist, zumal 
Finanzminister Hartwig Löger 
(ÖVP) Milliardeneinsparungen 
von den Ressorts verlangte.

Der Rechnungsabschluss 2016 
(Auszahlung 2017) für die Förd-
ergelder zugunsten der Land- und 
Forstwirtschaft zeigt die Bedeu-
tung der Direktzahlungen und 
ländlichen Entwicklung. Insge-
samt wurden 1926 Millionen Euro 
ausbezahlt, davon stammten 61% 
aus Brüssel, was die Konsequen-

zen möglicher Kürzungen deutlich 
macht. Von der ländlichen Ent-
wicklung mit 875 Millionen Euro 
(50 % EU) profitierten 106.000 
Betriebe. Die Marktordnungs-
ausgaben und Direktzahlungen 
machten für 109.300 Betriebe 
732 Millionen Euro aus. Im Durch-
schnitt trugen die öffentlichen Gel-
der mit rund 18.500 Euro je Betrieb 
und Jahr 17 % zum Ertrag bei.  

Im Regierungsprogramm sind die 
verstärkte Förderung der Famili-
enbetriebe, die Sicherung der Ein-
kommen, die Unterstützung von 
Investitionen und die Weiterent-
wicklung des Biolandbaus vorge-
sehen. Im aktuellen „Zehn-Punk-
te-Programm für den ländlichen 
Raum“, den die SPÖ präsentierte, 
soll in den nächsten zehn Jahren 
die Fläche für den Ökolandbau auf 
30 % gesteigert werden. Für die 
Sozialdemokraten hat auch eine 
gerechtere Verteilung der För-
dermittel Priorität. Die Eigenstän-
digkeit der Agrarpolitik im großen 
Nachhaltigkeitsministerium muss 
Elisabeth Köstinger jedenfalls in 
Zukunft untermauern, dann wird 
das kritisierte Fehlen der Land-
wirtschaft im Ressortnamen bald 
vergessen sein.

Prof. Dr. Gerhard Poschacher

Agrarausgaben auf dem Prüfstand

4 EU

Landwirtschaft soll nicht die Zeche für den Brexit zahlen.



Als Mitglied des Hauptverhand-
lungsteams zur Regierungsbildung 
freut mich, dass es u. a. gelang, die 
Grundlagen für eine Änderung der 
Pauschalierungsverordnung zu 
vereinbaren. Die vorherigen SPÖ/
ÖVP-Regierung hob die Grenzen 
für die Vollpauschalierung auf € 
400.000 Umsatz, 60 ha selbst 
bewirtschafteter Fläche bzw. 120 
Vieheinheiten an. Betriebe, welche 
einen dieser Parameter nachhaltig 
überschreiten, sind gezwungen, 
eine tatsächliche Gewinnermitt-
lung durchzuführen. Dies trifft vor 
allem vieh- und umsatzstarke Be-
triebe massiv, da diese nun auch 
mit dem bürokratischen Mehrauf-
wand konfrontiert sind. 

Uns gelang, auf den Koalitions-
partner dermaßen einzuwirken, 

dass die Fehlentscheidung der 
jüngsten Geschichte rückgängig 
gemacht und die Pauschalierungs-
verordnung wieder praxistaug-
lich gestaltet wird. Als Maßstab 
für die Vollpauschalierung wur-
de nun eine Umsatzgrenze von 
€ 700.000,- vereinbart. Die Hekt-
ar- und Vieheinheitengrenze soll 
zur Gänze fallen. Auch eine Anhe-
bung der Einheitswertgrenze von 
derzeit € 75.000,- auf € 100.000,- 
ist geplant. Die Änderungen sollen 
spätestens im Jahr 2020 wirksam 
werden. Damit haben umsatzstar-
ke Betriebe wieder die Wahlmög-
lichkeit zwischen Vollpauschalie-
rung und Gewinnermittlung. 

Manfred Muhr,
Freiheitliche Bauernschaft

und UBV Kärnten

Die neue Bundesregierung plant 
eine Reduzierung der Steu-
erlast. Außerdem wird im Re-
gierungsprogramm unter dem 
Teilbereich „Land- und Forst-
wirtschaft“ von wettbewerbsfähi-

gen Betriebsmitteln gesprochen. 
Der Hotellerie gelang - zur Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit 
- bereits eine Senkung der Um-
satzsteuer auf Übernachtun-
gen von 13 auf 10 %. Aus dem 

gleichen Titel verlangt nun LK- 
Vizepräsident Manfred Muhr 
auch eine Senkung der Umsatz-
steuer auf landwirtschaftliche 
Futter- und Betriebsmittel von 13 
auf 10 %. 

Steuersenkung auch für Bauern

Umsatzsteuer für
Betriebsmittel reduzieren
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Die im Rahmen der Österreichi-
schen Hagelversicherung angebo-
tene Tierversicherung umfasst ne-
ben der Variante „Agrar-Rind“, bei 
der das Risiko „Tod von Rindern 
und Totgeburten“ abgedeckt wird, 
auch die Tierertragsschadenversi-
cherung für Rinder und Schweine.

Zweck ist die Abfederung 
von Tierseuchenschäden, die 
dann eintreten, wenn ein Be-
trieb auf Grund einer Tierseu-
che gemäß Tierseuchengesetz 
behördlich gesperrt wird und 
dadurch eine Vermarktung der
Tiere oder deren Produkte nicht 

oder nur noch eingeschränkt 
möglich ist. Und da der einzel-
ne Betrieb für einen Seuchen- 
fall schwer verantwortlich ge-
macht werden kann, sollte sich 
die Agrarpolitik für einen Prä-
mienzuschuss zur Tierversi- 
cherung stark machen.

Prämienzuschuss
zur Tierversicherung

1. LK-Vizepräsident Manfred 
Muhr verhandelte Wahlfreiheit 
zwischen Vollpauschalierung
und Gewinnermittlung.
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Die wieder weitgehend geheimen 
Verhandlungen über ein weiteres 
Freihandelsabkommen, diesmal 
mit den südamerikanischen Staa-
ten, sollen bereits weit gediehen 
sein. Der europäischen Landwirt-
schaft droht neuerlich ein massi-
ves Preisdumping bei Rindfleisch, 
Geflügel und Zucker. Der UBV 
verlangt Entschädigung nicht vom 
Staat, sondern von den Profiteu-
ren des neuen Freihandelsabkom-
mens, so es nicht zu verhindern ist. 

Worum geht es im Detail? Um die 
Verhandlungen der EU mit dem 
südamerikanischen Staatenbund 
Mercosur (Brasilien, Argentinien, 
Paraguay, Uruguay) über ein neu-
es Handelsabkommen. Wie TTIP 
und CETA hätte auch das Merco-
sur-Abkommen (Mercosur ist die 
spanische Abkürzung für „Gemein-
samer Markt Südamerikas“) nega-
tive Folgen für die europäischen 

Landwirte und Konsumenten, die 
Umwelt und Demokratie. 

Die EU und der Mercosur unter-
zeichneten bereits 1995 ein Ko-
operationsabkommen, das eine 
Vorstufe zu einem Freihandels-
abkommen darstellt. Mercosur ist 
hauptsächlich am Export von Ag-
rarprodukten und Rohstoffen inter-
essiert, während die EU bevorzugt 
Fahrzeuge, Maschinen und Che-
mikalien liefern möchte. 93 % der 
gesamten Warenpalette sollen für 
den zollfreien Handel freigegeben 
werden. Weiters sollten Investitio-
nen und Niederlassungen erleich-
tert, Umwelt- und Sozialstandards 
angeglichen sowie die Mercosur- 
und EU-Firmen bei öffentlichen 
Auftragsvergaben gleichbehandelt 
werden. 

Die Verhandlungen wurden im 
Herbst 2004 suspendiert. Ein gro-

ßer Streitpunkt war damals der 
Zugang für Agrarprodukte aus den 
Mercosur-Ländern zum EU-Markt. 
Die Bedenken scheinen nicht 
mehr zu existieren, so dass 2010 
die Verhandlungen wieder aufge-
nommen wurden und nun kurz vor 
dem Abschluss stehen sollen.

Auf Grund der steigenden Ex-
portchancen von Agrarprodukten 
aus Südamerika wird dort - nach 
Vertragsabschluss - mit einer wei-
teren massiven Erhöhung der Ag-
rarproduktion gerechnet. Das wird 
zu noch stärkerer Abholzung der 
Regenwälder führen, während in 
Europa der ländliche Raum zu-
sätzlich unter Druck gerät und der 
Klimawandel insgesamt weiter 
angeheizt wird. Schließlich wird 
der Demokratie durch weitere Ver-
schärfung des Wettbewerbs we-
der hier noch dort ein guter Dienst  
erwiesen.

UBV fordert Verlustausgleich

LR Dr. Manfred Haimbuchner, 
FPÖ, freute sich in seinem Gast- 
referat anlässlich des dies- 
jährigen, wieder sehr gut besuch-
ten UBV-OÖ-Landesverbands- 
tages in Peuerbach, dass es auf 
freiheitliche Initiative hin gelang, 
die Produktkennzeichnung für 
Fleisch- und Milchprodukte nach 
französischem Vorbild ins Regie-
rungsprogramm zu schreiben.

In Frankreich müssen die erwähn-
ten Produkte, sofern sie nicht  
französischen Ursprungs sind, 
gekennzeichnet werden mit dem 
Geburtsland der Tiere sowie dem 
Aufzucht- und Schlachtbetrieb. 

Die Neuregelung wurde gegen 
wütenden Protest der Globalisie-
rer inzwischen auch in zwei an-

deren EU-Ländern durchgesetzt 
und wird hoffentlich bald auch in 
der Alpenrepublik gelten.

Herkunftskennzeichnung
nach französischem Vorbild

Informierten in Peuerbach über die Verbandsaktivitäten (v.l.n.r.): 
KR ÖR Johann Großpötzl, KR Elfriede Hemetsberger, UBV-Präsi-
dent ÖR Karl Keplinger und KR Hannes Winklehner. 
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Im Jahr 2017 gab es einen sehr 
hohen Anfall an Käferholz (allein in 
NÖ 1,6 Mio. fm), ausgelöst haupt-
sächlich durch Trockenheit. Die 
Folge war ein Preisverfall, der ei-
nerseits nicht gerechtfertigt war und 
andererseits den Erlös für die Wald-
bauern soweit schmälerte, dass 
nicht einmal die Produktionskos-

ten abgedeckt waren. Aus dieser 
Misere resultierte die Forderung 
der FB-Fraktion (Wahlbündnis 
von UBV und FB) in der LK NÖ, 
den Preisverfall mit Geld aus dem 
Katastrophenfond zu mindern. 
Laut Auskunft der LK wäre dazu 
jedoch eine Gesetzesänderung 
notwendig, da ein Schädlings-

befall in den Richtlinien für die 
Gewährung von Beihilfen aus 
dem Katastrophenfond nicht 
vorgesehen ist. 

Bei einer Besprechung am 
14. Februar 2018 mit Forstleu-
ten der Kammer und einigen 
Landeskammerräten wurden 
verschiedene Möglichkeiten ei-
ner Hilfe für die betroffenen 
Waldbesitzer erläutert. Hier wur-
de vereinbart, dass nach der 
Konferenz der Forstdirektoren, 
bei der die mögliche Vorgangs-
weise mit den anderen Bundes- 
ländern abgesprochen wird, 
eine weitere Besprechung 
unter Beiziehung von Ver- 
tretern der Behörde stattfinden 
wird. Das Ergebnis soll dann im 
Forstausschuss die Grundlage 
für die Ausarbeitung einer For-
derung zur Gesetzesänderung 
und/oder einer anderen wirksa-
men Maßnahme zur Entschä-
digung der betroffenen Wald-
bauern bilden. Die geplanten 
Arbeitsschritte will man im ers-
ten Halbjahr d. J. abschließen. 

Die Efko Frischfrucht und De-
likatessen GmbH in Eferding 
rechnet allein heuer bei der Es-
siggurkenproduktion mit einem 
Rückgang von über 1.000 t. Dies 
erklärte ÖkR Walter Schiefermül-
ler, Obmann der OÖ Obst- und 
Gemüseverwertungsgenossen- 
schaft (efko) eGen, auf An- 
frage von UBV-Vorstandsmit- 
glied Gudrun Roitner. Der Grund 
sind die ungleichen Wettbewerbs-
bedingungen für Betriebe mit In-
tensivkulturen wie Obst und Ge-
müse in der EU. So zum Beispiel 

ist der Kollektivlohn in Oberöster-
reich um 23 % höher als in Bayern. 
„Wir müssen für die Erntearbeiter 
Pensionsbeiträge bezahlen, ob-
wohl diese wahrscheinlich nie ei-
nen Euro Rente aus Österreich er-
halten“, klagte Schiefermüller. Bei 
uns hat sogar jedes Bundesland 
eigene Vorschriften. Ein Problem 
sind schließlich die Eigenmarken-
politik der Handelsketten. Im Be-
reich Frischeprodukte, Konserven 
und Convenience liegt der Eigen-
markenanteile der Handelsketten 
bereits bei 50 %!

Schadholzbauern entschädigen

Wettbewerbsgleichheit schaffen

Schadholzbauern sollten aus dem Katastrophenfond entschädigt werden.

Allein heuer rechnet Efko mit 
einem Rückgang der Essig- 
gurkenproduktion um 1.000 t.
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Auf Grund von nicht stattgefun- 
denen Ortsbauernausschusssit- 
zungen in mehreren Ortsbauern-
schaften Oberösterreichs und 
der dennoch erfolgten Auszah-
lung von Sitzungsgeldern (z. B. 
in Leopoldschlag bei Freistadt im 
Berichtsjahr 2016) fordert UBV-
KR und Mitglied des Kontroll-
ausschusses Hannes Winkleh-
ner den Ausschussvorsitzenden  
KR Alois Ganglmayr, FPÖ, 
auf, diese Angelegenheit der  
Aufsichtsbehörde (LR Hiegels-
berger) zur Prüfung vorzulegen.
Ferner soll geprüft werden, war-

um Auszahlungen an bereits zu-
rückgetretene Ortsbauernobmän-
ner erfolgten und zwei Protokolle 
aus 2016 vorliegen, die nicht vom 
Ortsbauernobmann unterschrie-
ben wurden und keine Sitzungs-
einladungen vorhanden sind. Wer 
hat die Niederschriften erstellt? 

Wie ist es möglich, dass in St. 
Florian am Inn ein Ortsbauern-
ausschussmitglied (Karl Ketter) 
im Protokoll der Sitzung vom 
14.12.2016 als anwesend ge-
führt wird, obwohl er schriftlich 
bestätigt, dass er weder eine Ein-

ladung zur Sitzung erhielt noch  
daran teilnahm.

Sind Ortsbauernausschusssit- 
zungen gültig, wenn Ersatzmit-
glieder teilnehmen?

Geprüft werden soll auch die 
Ortsbauernschaft Gschwandt 
im Bezirk Gmunden. Hier liegen 
Protokolle von zwei Sitzungen 
vor, wobei Ausschussmitglied 
Hufnagel schriftlich bestätigt, 
dass er zu den Sitzungen weder 
eine Einladung erhielt noch dar-
an teilnahm. 

In der laufenden Legislaturpe-
riode sollte dringend auch die 
längst fällige Landwirtschafts-
kammerreform in Angriffe genom-
men werden, verlangte kürzlich 
ÖR Karl Keplinger als Bundes- 
und zugleich oberösterreichi-
scher Landesobmann des Un-
abhängigen Bauernverbandes 
(UBV), denn eine gute Neurege-
lung braucht Zeit und kann nicht 
unter dem Druck des nächs-
ten Vorwahlkampfes gelingen.  
Vor allem ist ein moder-
nes Wahlrecht anzustreben.  

So wie bei allen anderen Kammern, 
ist auch in der Land- und Forstwirt-
schaft das Kammerwahlrecht nur 
den aktiv Tätigen einzuräumen, 
also nur den Bäuerinnen und Bau-
ern, die kammerumlagepflichtig 
sind. Die Kammermitgliedsbeiträge 
sollte nach den UBV-Vorschlägen - 
wie bisher - das örtliche Finanzamt 
einheben. Der Landwirtschaftskam-
mer als Geldempfänger sind damit 
alle Umlagezahler und damit Wahl-
berechtigten bekannt. Sie kann in 
der Folge die Liste den Gemeinde-
ämtern (Wahlbehörde) versenden. 

Bisher müssen die Gemein-
deämter die Liste der Wahlbe-
rechtigten in meist mühsamer 
Kleinarbeit erstellen. Kosten zirka 
€ 100.000,- pro Wahl. Somit wür-
de die Zulassung von nur beitrags-
zahlenden Wahlberechtigten nicht 
nur für mehr Gerechtigkeit, son-
dern auch für eine deutliche Ver-
waltungsvereinfachung sorgen. 

Die zur besseren Stromversor-
gung von Teilen des Pramtals 
und des Almtals vorgesehene 
110-kV-Freileitung wird von vielen 
Anrainern und Grundstückseigen-
tümern vehement abgelehnt. Sie 
fordern eine Erdkabel-Variante.

Zuletzt gab es wieder Zündstoff 

in der Vollversammlung der Land-
wirtschaftskammer bei der sich 
der UBV vehement für die Verka-
belung der beiden Gebiete ein-
setzte. Leider wurde der Antrag 
wieder von der Bauernbundmehr-
heit abgelehnt. Daher Kammerrat 
Mag. Klaus Wimmesberger: „Der 
Bauernbund vertritt nicht die Inte-

ressen der Bauern, sondern die 
der Konzerne. Die Bauern sind 
keine Verhinderer, sondern zu-
kunftsorientiert. Folglich kämpfen 
wir weiterhin für die Interessen 
der Bauern und Anrainer“. Leider 
wurde im Almtal schon mit den 
Enteignungen der betroffenen 
Grundstücke begonnen.

UBV fordert LWK-Prüfung

OÖ-Kammerreform angehen

Ringen um Erdkabel

Besuchen Sie unseren
Netzauftritt www.ubv.at
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Die Erhöhung der Konsumenten-
preise bei Milchprodukten in den 
letzten Monaten des Vorjahres 
schlug auch auf die Bauernpreise 
durch. Wie aus dem nachstehen-
den Milchpreisvergleich - erhoben 
und der UBV-Zeitung zur Verfü-
gung gestellt von Josef Schmidt-
haler in 4460 Laussa - ersicht-
lich, erhöhte die bestzahlende 
Molkerei 2017 den Bauernmilch-
preis im Jahresdurchschnitt auf 
36,473 Cent pro kg und damit um  
1,773 Cent bzw. 5 %. 

Der bestzahlende Milchverar-
beiter war 2017 die Ennstaler 
Molkerei, nach langen Jahren 
wieder ein inländischer Betrieb, 
allerdings ohne Berücksichtigung 
der Prämien, welche die Berch-
tesgadener Landmolkerei zusätz-
lich zu den in der Liste angeführ-
ten Preisen bezahlte, nämlich je  
einen Cent für Laufstallhaltung 
und Auslauf und 1,50 Cent für Wei-
dehaltung. Das Schlusslicht - 2017 
die Kärntner Milch, 2016 Gmun-
den - verbesserte den Milchpreis 
im Vergleichszeitraum um 17 %. 

Erfreulich ist, dass der Bau-
ernmilchpreis im Jänner 2018 
weiter anzog. Beim Bestbieter 
(wieder Ennstal) machte das 
eine kg-Preissteigerung gegen- 
über dem Jahresdurchschnitts- 
preis 2017 von 3,15 Cent bzw. 
8,60 % aus, beim Schlusslicht - 
wieder Kärntner Milch - 1,75 Cent 
bzw. 5,50 %.

Unser nachstehender Jahres-
milchpreisvergleich basiert auf 
den tatsächlichen Molkereileis-
tungen, den Erzeugerpreisen 
ohne Mehrwertsteuer für konven-
tionell produzierte Silomilch. Als 
Preisbasis gelten: 4,20 % Fett-, 
3,40 % Eiweißgehalt, 100.000 kg 
Jahresanlieferung, S-Klasse- 
Milch mit Keimzahl unter 50.000 
und Zellzahl unter 250.000. Die 
Fixkostenblöcke sind anteilsmä-
ßig auf 8.333,33 kg/Monat bzw. 
100.000 kg/Jahr vom Auszah-
lungspreis abgezogen. Bei der 
Kärntnermilch kommt bei einer 
Zellzahl unter 200.000 der S-Klas-
sezuschlag von 2,18 Cent/kg  
netto dazu.

Bei den angeführten Werten sind 
eingerechnet: Grund-, Fett- und 
Eiweißpreis, diverse Saisonzu- 
und -abschläge, Anfuhrbonus, 
Eiweißzuschläge, S-Klassezu-
schläge und Stoppbonus. Der 
AMA-Marketingbeitrag wurde ab-
gezogen! Dagegen sind die Zu-
schläge für Mehrjahresverträge 
nicht eingerechnet!

Nach Konsumentenpreis
stieg Lieferantenpreis

Wieder positive Milchpreis- 
entwicklung. 
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Jänner 32,423 33,850 34,700 31,502 33,050 32,030 31,977 32,119 31,679 29,739 30,504 30,431 31,972 30,430 29,520
Februar 32,423 33,850 34,700 31,502 33,050 32,520 31,977 32,119 31,669 30,739 31,704 31,302 31,972 30,430 29,520
März 33,423 33,850 34,700 31,502 33,050 32,520 32,977 33,009 32,669 30,739 31,704 31,546 31,972 30,430 29,520
April 33,423 33,850 34,700 31,502 33,050 33,020 32,977 33,009 32,669 30,739 31,704 31,546 33,004 31,430 29,520
Mai 33,423 33,850 34,700 32,502 33,050 33,020 32,977 32,959 32,669 30,739 31,704 31,546 33,434 31,430 30,520
Juni 33,423 34,850 34,700 35,502 33,050 33,520 35,162 34,729 34,229 33,237 33,204 33,361 34,323 33,430 31,520
Juli 35,423 37,850 35,700 35,502 35,550 37,820 35,162 35,169 34,229 35,137 34,804 34,623 34,323 35,430 34,520
August 35,423 38,820 36,200 37,502 36,550 37,820 35,162 35,169 35,129 35,137 35,814 35,477 34,323 35,430 34,520
September 37,423 38,820 36,200 39,502 36,550 37,820 37,162 37,199 36,229 37,437 37,014 37,080 36,094 35,430 34,520
Oktober 37,423 38,820 37,700 40,592 40,050 37,820 37,162 37,199 37,509 39,137 37,514 37,675 36,094 37,430 32,520
November 38,923 38,820 38,700 40,592 40,050 37,820 38,047 37,199 37,509 39,137 37,514 37,726 36,094 37,430 32,520
Dezember 38,923 38,820 38,700 40,592 40,050 37,820 38,047 37,199 37,509 39,137 37,514 37,726 36,094 37,430 32,520
Nachzahl. 15,6
~Preis 36,473 36,338 35,950 35,691 35,592 35,296 34,899 34,757 34,475 34,255 34,225 34,170 34,142 33,847 31,770
Differenz ct -0,136 -0,523 -0,782 -0,881 -1,177 -1,574 -1,717 -1,998 -2,219 -2,248 -2,303 -2,331 -2,626 -4,703
Differenz % 100% 99,63 98,57 97,86 97,58 96,77 95,68 95,29 94,52 93,92 93,84 93,69 93,61 92,80 87,11
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Zwangsgebühren sind vielfach 
der Grund für mangelnde Objekti-
vität und parteipolitische Einfluss-
nahme. Auch der ORF ist davon 
betroffen. Daher wurde von der 
Christlichen Partei Österreichs am 

8. März 2018 ein Volksbegehren 
zur Abschaffung der ORF-Zwangs-
gebühren eingeleitet. Um dieses 
Volksbegehren zu ermöglichen, 
müssen mindestens 8.000 Unter-
stützungserklärungen abgegeben 

werden. Die Unterstützer können 
Online oder in jedem Gemein-
deamt unterschreiben. Sie müs-
sen mindestens 16 Jahre alt sein. 

Rudolf Gehring, CPÖ

Auch die Biobauern brauchen 
eine überparteiliche Interes-
sensvertretung, ist Landwirt 
Karl Ketter in Samberg bei 4782  
St. Florian am Inn überzeugt und 
rief als langjähriger UBV-Funktio-
när eine Arbeitsgruppe innerhalb 
des Verbandes ins Leben, die 
sich um die speziellen Proble-
me des biologischen Landbaues 
kümmert. 

Wer mitarbeiten will, ist herzlichst 
willkommen und möge sich bei 
ihm melden, am besten telefo-
nisch unter 0676/358 97 41 oder 
07719/7461.

Ketter war früher Nebenerwerbs-
landwirt und ist seit 1995 Bio-
bauer. Er bewirtschaftet einen 
Ackergrünlandbetrieb einschließ-
lich Pachtgründe mit rund vierzig 
Hektar landwirtschaftlicher Nutz-
fläche, ist Milcherzeuger und 
Nachzuchtmäster, Ackerbauer 
und Direktvermarkter.

Für die Biobauern gilt ähnliches, 
wie für die konventionell wirt-
schaftenden Betriebe: Sie wer-
den immer mehr zu billigen Roh-
stofflieferanten. Verdient wird 
nur an ihnen, vorzugsweise in 
der Nahrungsmittelindustrie und 
im Handel. „Das müssen wir än-
dern“, meint der Vordenker und 

glaubt auch zu wissen wie, näm-
lich durch verstärkte Betriebs-
kooperation. Wenn jeder allei-
ne wirtschaftet, bleibt keine Zeit 
mehr, um sich um die Verarbei-
tung und Vermarktung der eige-
nen Produkte zu kümmern. 

Abhilfe könnte eine überbetriebli-
che Spezialisierung und Zusam-
menarbeit bringen, indem sich 
einige um die Produktion in der 
Betriebsgemeinschaft kümmern, 
andere um die Verarbeitung und 
wieder wer um die Vermarktung 
der Erzeugnisse. So würden da-
durch auch viele, die jetzt arbei-
ten gehen müssen, wieder eine 
Beschäftigung auf dem eigenen 
Hof beziehungsweise in der Re-
gion finden. Sogar der von der 
Ausdünnung zunehmend be-
drohte ländliche Raum würde da-
von profitieren.

In diesem Zusammenhang 
müssten die Direktvermarktung 
und damit die Hofschlachtung 
erleichtert werden. Die derzeit 
erforderlichen weiten Lebendtier-
transporte sind weder tierfreund-
lich noch der Fleischqualität för-
derlich. Dabei treten gerade beim 
Transport die höchsten Quali-
tätsbeeinträchtigungen auf. Be-
gründung: Wenn er einen Stier 
im Autoanhänger zum nächsten 

EU-gerechten Schlachtbetrieb 
karrt, leidet das Tier bei der An-
kunft - aus lauter Angst - massiv 
an Durchfall. „Warum darf ich 
das Tier nicht zu Hause töten 
und dann zum Verarbeiter beför-
dern?“, fragt Ketter berechtigter 
Weise.

Im Weltagrarbericht, herausge-
geben vom Weltagrarrat, heißt 
es übrigens sinngemäß, dass 
die Bauern nicht noch weniger 
werden sollten, während die Ent-
wicklung - nach Ansicht des In-
formanten - in die entgegen ge-
setzte Richtung verläuft.

Die Großbetriebe werden bevor-
zugt und die kleinen benachtei-
ligt. Das beginnt beim Anfuhrbo-
nus der Molkereien und reicht bis 
zu den (Mengen)-Rabatten bei 
den Betriebsmittelkäufen. Das 
Umsatzlimit für den Ab-Hof-Ver-
kauf von 33.000,- Euro behindert 
die bäuerliche Direktvermarktung 
mehr, als dass es sie fördert, und 
so weiter.

Die Erhöhung der Glaubwür-
digkeit der Bioprodukte ist ein 
weiteres wichtiges Anliegen der 
Bio-Arbeitsgruppe im UBV.

Beispiel: Palmöl in Bio-Ware geht 
gar nicht! 

ORF ohne Zwangsgebühren

Bio-Arbeitsgruppe gegründet
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Die Wintermonate sind für Land-
wirte die Zeit der Weiterbildung, 
die Zeit für den Besuch von Vor-
trägen und Seminaren, wobei 
in Oberösterreich die UBV-Ver-
anstaltungen besonders gefragt 
sind. Zuletzt wurden dort von 

November bis März zwanzig so 
genannte UBV-Stammtische mit 
über 1.000 Besuchern organisiert. 
Dabei wurden besonders intensiv 
diskutiert die Themen Sozialversi-
cherungsbeiträge, die sinkenden 
Agrareinkommen bei gleichzeitig 

steigenden Betriebsmittelpreisen 
und die Tatsache, dass bereits 
viele Höfe von den Landfrauen 
bewirtschaftet werden.

UBV-BO-Stvr. Ilse Feldbauer,
St. Willibald

Über 1.000 Besucher

Die neue Bundesregierung will die 
Familien fördern und plant einen 
Familienbonus von € 1.500,- pro 
Kind und Jahr - zusätzlich zur Fa-
milienbeihilfe und zum Kinderfrei-
betrag - einzuführen. Der Geset-
zesentwurf befindet sich derzeit 
in der Begutachtungsphase und 
soll ab 2019 eine Steuerentlas-
tung bis zum erwähnten Betrag, 
bei volljährigen Kindern, wenn 
noch Familienbeihilfe bezogen 
wird, bis zu € 500,- bringen. Voll 
ausgeschöpft werden kann der 

Steuerbonus laut Regierungsvor-
lage von einem Alleinverdiener 
mit einem Kind bereits ab € 1.750 
brutto monatlich, mit zwei Kindern 
ab € 2.300,- usw. Eltern sollen 
sich den Bonus teilen können. 

Von der beabsichtigten Steue-
rentlastung profitieren natürlich 
Besserverdiener mehr als Ge-
ringverdiener. Für jene, die gar 
keine Steuern zahlen, ist daher 
ein Zuschuss von jährlich € 250,- 
vorgesehen. Der Zuschuss soll 

mit dem negativsteuerfähigen Al-
leinverdiener-Absetzbetrag aus-
bezahlt werden. 

Regierungsoppositionelle be-
mängeln am Familienbonus, dass 
sich dadurch viele Frauen nicht 
mehr gezwungen fühlen könn-
ten, arbeiten zu gehen. Teilwei-
se gegenfinanziert wird der Fa- 
milienbonus durch Streichung der 
Absetzbarkeit von Kinderbetreu-
ungskosten und des Kinderfrei-
betrages.

Kinderbonus für alle

UBV tischt auf
Tipp für ein schnelles Mittagessen

� 20 dag Schinken oder
 Aufschnittreste

� 10 dag Emmentaler

� 3 Tomaten

� 1 Paprika

� 1 Essiggurke

� 3 EL Tomatenketchup

� 3 EL Sauerrahm und
 geriebener Käse zum Bestreuen

Schinken, Käse, Tomaten usw. fein wür-
felig schneiden und mit Sauerrahm und 
Ketchup vermengen.

Die Masse auf Baguetteweckerl, Weiß- 
oder Toastbrot streichen und im Rohr bei 
180 - 200° C überbacken bis das Brot 
knusprig und der Käse weich ist. 
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Mit dem Familienzeitbonusgesetz 
wurde in Österreich erstmals eine 
sogenannte Vaterschaftsleistung 
eingeführt (derartige Leistungen 
gab es davor nur in nordeuropä-
ischen Ländern). Damit können 
erwerbstätige Väter, die sich direkt 
nach der Geburt ihres Kindes in-
tensiv und ausschließlich der Fa-
milie widmen und während dieser 
Zeit ihre Erwerbstätigkeit unterbre-
chen, eine finanzielle Unterstüt-
zung von täglich € 22,60 erhalten. 

Während des Zeitraumes, in dem 
dieser Familienzeitbonus bezogen 
wird, darf der Vater kein Kinderbe-
treuungsgeld beziehen, sehr wohl 
allerdings steht diese Möglichkeit 
der Mutter offen. Bezieht der Vater 
zu einem späteren Zeitpunkt für 
sein Kind Kinderbetreuungsgeld, 
so wird in diesem Fall der Famili-
enzeitbonus auf das Kinderbetreu-
ungsgeld des Vaters angerechnet, 
so dass diese Leistung nur dann 
interessant ist, wenn der Vater 
nicht vorhat, für sein Kind Kinder-
betreuungsgeld zu beziehen. 

Folgende Voraussetzungen sind 
für einen Anspruch auf Familien-
zeitbonus zu beachten:

• Anspruch und Bezug der Fami-
lienbeihilfe für das Kind.

• Lebensmittelpunkt vom antrag-
stellenden Elternteil, Kind und 
anderem Elternteil in Öster-
reich.

• Ein auf Dauer angelegter ge-
meinsamer Haushalt mit dem 
Kind und dem anderen Eltern¬-
teil sowie idente Hauptwohn-
sitzmeldungen.

• Inanspruchnahme der Familien-
zeit.

• Erfüllung des Erwerbstätigkeits-
erfordernisses vor Bezugsbe-
ginn und nach Bezugsende.

Die Familienzeit kann wahlweise 
28, 29, 30 oder 31 Tage dauern 
und innerhalb der ersten 91 Tage 
ab der Geburt des Kindes bean-
tragt und konsumiert werden. 

Der Kindesvater muss in den 
letzten 182 Kalendertagen, un-
mittelbar vor Bezugsbeginn der 
Leistung, durchgehend eine in Ös-
terreich kranken- und pensions-
versicherungspflichtige Erwerbs-
tätigkeit ununterbrochen ausüben. 
In diesem Zeitraum dürfen auch 
keine Leistungen aus der Ar-
beitslosenversicherung bezogen 
worden sein. Unmittelbar im An-
schluss an die Familienzeit muss 
dieselbe Erwerbstätigkeit wieder 
aufgenommen werden. 

Während der Familienzeit muss 
der Vater sämtliche Erwerbstätig-
keiten vorübergehend einstellen. 
Bei Unselbständigen kann dies in 
Form eines Sonderurlaubes ge-
gen Entfall der Bezüge gesche-
hen (Urlaub oder Krankenstand 
stellen keine Unterbrechung dar). 
Bei Selbständigen ist ein allfälli-
ges Gewerbe ruhend zu melden. 
Landwirte dürfen in dieser Zeit 
keinen Betrieb führen usw. 

Derzeit nutzen sechs Bauern die 
Möglichkeit des Familienzeitbonu-
ses. Bei Interesse empfiehlt sich, 
den Beratungsdienst der SVB in 
Anspruch zu nehmen.

Mag. Martin Zupan, SVB

Papageld für Bauern

Das Papageld ist vor allem für Unselbständige gedacht, daher  
Beratung bei SVB empfehlenswert; im Bild der Sitz der SVB in Wien.
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Hans Kudlich wurde am 23. Ok-
tober 1823 als jüngster Sohn und 
sechstes von acht die Geburt 
überlebenden Kinder in Loben-
stein, heute Uvalno in Tschechien, 
geboren. Nach dem Wunsche des 
Vaters Johann Kudlich sollte er Ju-
rist werden, nach dem der Mutter 
Eleonora Maria Pfarrer. 

Im Allgemeinen erlebte Hans im 
Elternhaus, das heute zum Teil 
als Museum fungiert, eine unbe-
schwerte Kindheit. Mit elf Jahren 
wurde er Schüler des Gymnasi-
ums im nahen Troppau. Die ers-
ten beiden Schuljahre waren wohl 
nicht so erfolgreich. Aber vor die 
Alternative gestellt, sonst Schuster 
zu werden, widmete er sich fortan 
eifrig den schulischen Pflichten.

In seinen Memoiren beklagte er 
den damals übergroßen Einfluss 
der Kirche. Der Katechet verbot 
am Freitag sogar das Kegelschie-
ben. Pro Schuljahr musste er sie-
ben bis achtmal beichten. Das 
führte zu Widerspruch. So startete 
er mit zwei Mitschülern ein Exem-
pel, um das Beichtgeheimnis auf 
die Probe zu stellen, was böse en-
dete (Karzer, Schulverweis). Erst 
als der Vater (mit Geld in seiner 
Tasche) mehrmals den Präfekten, 
den Katecheten, die Professoren 
und den Minoriten-Pater besuch-
te und ernsthaft Besserung gelobt 
wurde, wurde Hans gnadenhalber 
wieder aufgenommen. 

Mit siebzehn Jahren erhielt er das 
Reifezeugnis und konnte mit Er-
laubnis der Liechtensteinschen 

Herrschaft in Wien Philosophie 
und später Rechtswissenschaften 
studieren. Seinen Lebensunterhalt 
verdiente er sich als Nachhilfeleh-
rer und Erzieher.

In Wien kam er bald in Kontakt mit 
dem juristisch-politischen Lese-
verein, mit der liberalen Intelligenz 
und Burschenschaftern. Diese 
Kreise prägten und gestalteten 
wesentlich die erste Phase der 
Revolution 1848, an der er sich 
beteiligte und verletzt wurde. Bei 
der gewaltsamen Auflösung der 
März-Demonstration vor dem Nie-
derösterreichischen Landhaus er-
hielt Kudlich einen Bajonettstich in 
die rechte Hand. Damit galt er als 
Märtyrer der Freiheit, begab sich 
nach Hause zur Pflege und wurde 
dort in einer Stichwahl gegen ei-
nen tschechischen Kandidaten als 
Delegierter in den Wiener Reichs-
tag gewählt. Als damals jüngster 
Abgeordneter brachte er folgen-
den bedeutenden Antrag ein: „Die 
hohe Reichsversammlung möge 
erklären: Von nun an ist das Un-
tertänigkeitsverhältnis samt allen 
daraus entsprungenen Rechten 
und Pflichten aufgehoben, vor-
behaltlich der Bestimmungen, ob 
und wie eine Entschädigung zu 
leisten sei.“ 

Es folgten im Parlament lange Dis-
kussionen, Zusatz- und Gegen-
anträge bis in mehreren Kampf-
abstimmungen am 1. September 
1848 das „Robot-Befreiungsge-
setz“ beschlossen wurde. Das 
Gesetz kam 11,7 Millionen Land-
volkangehörigen mit 17 Millionen 

Hektar LN zugute. Es wurde in den 
Folgejahren - zum Unterschied 
vieler anderer Errungenschaften 
der 1848er Revolution - auch nicht 
mehr rückgängig gemacht. 

Am 24. September 1848 bedank-
ten sich bei Kudlich rund 30.000 
Bauern aus der ganzen Donau-
monarchie mit einem großartigen 
Fackelzug auf dem Mehlmarkt in 
Wien. In der Folge erhielt er den 
Ehrentitel „Bauernbefreier“, wur-
de dann allerdings wegen seiner 
revolutionären Tätigkeit zweimal 
zum Tode verurteilt, konnte aber 
rechtzeitig in die Schweiz fliehen. 
Dort fand er beim liberalen Pro-
fessor Wilhelm Vogt Aufnahme, 
studierte Medizin und heiratet sei-
ne Tochter. Nach dem Landesver-
weis in der Schweiz wanderte er in 
die USA aus. Der glücklichen Ehe 
entsprossen neun Kinder. Er starb 
1917 in Hoboken bei New York. Die 
Asche des Ehepaares wurde 1925 
in Lobenstein im Mausoleum der 
Hans-Kudlich-Warte beigesetzt. 

Kud/Scha

170 Jahre Bauernbefreiung
Am 13. März 1848 begann in Wien jene Revolution, die 
die Bauern wieder zu Eigentümern ihres Grund und Bo-
dens machte, die zur Aufhebung der Untertänigkeit und 
zur Abschaffung von Robot und Zehent führte.

Bauernbefreier Hans Kudlich mit 
Burschenschafterband.
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Der Landwirtschaft werden - auch 
von Bauernvertretern - immer 
wieder die hohen Staatszuschüs-
se zu den Bauernpensionen vor-
geworfen, zu Unrecht, wie ich 
meine und folgende Auflistung am 
Beispiel meiner Familie zeigt. Ich 
stelle hier die Pensionsbeiträge, 
die meine Kinder bezahlen, mei-
ner Bauernpension gegenüber.

Wir sind eine durchschnittliche 
bäuerliche Familie mit vier Kindern. 

Selbst wenn meine Frau in drei 
Jahren in Pension geht, werden 
unsere Kinder mehr einzahlen als 
wir herausbekommen. Und unse-
re Kinder haben bereits vor mei-
nem Pensionsantritt in Summe 
rund 25 Jahre einbezahlt!

Bäuerliche Familien haben dan-
kenswerter Weise mehr Kinder 
als die Durchschnittsfamilie! Da-
her wäre es eine lohnende Auf-
gabe für unsere Berufsvertretung, 

einmal nachzurechnen, welche 
Pensionsbeiträge all jene fleißi-
gen Leute zahlen, die als Kinder 
bei der SVB mitversichert waren, 
und deren Beiträge eigentlich von 
den anderen SV-Anstalten zur 
SVB weitergereicht werden müss-
ten. Ich bin überzeugt, wir würden 
plötzlich als Berufsstand in Sa-
chen Pensionsdeckung sehr gut 
dastehen.

Erich Perger, Mitterkirchen 

Bauernfamilien zahlen
mehr als sie bekommen

Beitragszahler monatliche Pensionsbeiträge

Maria P. (55 Jahre), Bäuerin SVB € 720,00

Christoph P. (23 Jahre), Hofübernehmer SVB € 240,00

(Wird vom Land OÖ gefördert!)

Erich P. (30 Jahre), EDV-Techniker (inkl. Arbeitgeberanteil) ASVG € 641,00

Anna-Maria P. (21 Jahre), Angestellte (inkl. Arbeitgeberanteil) ASVG € 394,00

Martin P. (28 Jahre), selbständig SVA-Gewerbe € 658,00

Summe PV-Zahlungen monatlich € 2.653,00

Erich P. (60 Jahre), monatliche Pension nach 44 Beitragsjahren € 1.105,00

Gerhard Novotny, Ehrenobmann des UBV, been-
dete seine mehr als 60jährige Arbeit für den UBV. 
Wir bedanken uns sehr herzlich für sein großarti-
ges Wirken, besonders für die Gestaltung der Zei-
tung, und wünschen das Allerbeste zum Neunziger. 

Als neuen Redakteur dürfen wir Ing. Franz Scha-
chinger begrüßen. Er schrieb bisher u. a. für das 
Bayerische Landwirtschaftliche Wochenblatt. Wir 
freuen uns auf gute Zusammenarbeit.

Der Unabhängige Bauernverband ist die einzige 
parteiungebundene Vertretung der Land- und 

Forstwirtschaft Österreichs. Die Funktionäre sind 
ehrenamtlich tätig. Ihr Ziel ist die Überwindung 
des derzeitigen Bauernvertretungssystems, wo 
fast alles einer einzigen Partei untergeordnet ist, 
weil nur eine parteiunabhängige Standesvertre-
tung die Situation der heimischen Landwirtschaft 
verbessern kann. Dazu bedarf es allerdings einer 
Mehrheit des UBV. Folglich planen wir die Grün-
dung auch einer Landesgruppe in Tirol und Vorarl-
berg und laden alle ein, uns dabei wirkungsvoll zu 
unterstützen.

Bundesobmann KR ÖR Karl Keplinger

Zum Geleit



Di, 3.4.2018:
Bundesversammlung und um 20 
Uhr Vortrag des Vizepräsidenten 
der Kärntner LWK Manfred Muhr 
im Putterer- Seehof, Putterer See 
13, 4943 Aigen im Ennstal.

Vortragsthema: Koalitionsverhan- 
dlungen, Rück- und Ausblick.

27.6.2018:
Vollversammlung der LWK OÖ

Juli 2018:
Bundesvorstandstagung auf der 
Schrabachalm (Ilsinger) mit Vor-
trag von Günter Felßner, Vizeprä-
sident des Bayerischen Bauern-
verbandes. 

26.9.2018:
Vollversammlung der LWK OÖ

3.11. - 1.12.2018:
UBV-Bundesklausur

13.12.2018:
Vollversammlung der LWK OÖ

14.-17.4.2019:
4-Tages-Exkursion in die Slowakei. 
Treffen mit slowakischem Bauern-
verband. 

Veranstaltungen
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Die Handelsketten wie Hofer sind 
die intensivsten Agrarpreisdrücker, 
spielen sich aber in der Werbung 
gerne als Retter der heimischen 
Landwirtschaft auf, erklären sich 
für die Regionalität einzusetzen 
und neuerdings auch für die Ver-
mittlung von Hofübernehmern. 
So unterstützt Hofer laut jüngs-

ter Postwurfsendung die Inter-
net-Plattform „Hof sucht Bauer“ mit 
folgender Begründung: „Hinter vie-
len Bauernhöfen in Österreich ste-
hen Familien mit langer Tradition. 
Die Hofnachfolge ist aber nur bei 
etwa 50 % der Betriebe gesichert. 
Gleichzeitig gibt es junge Men-
schen mit Erfahrung in der Land-

wirtschaft, die gerne einen eige-
nen Hof führen würden. Deshalb 
unterstützen wir die Plattform  
>HofsuchtBauer.at<, denn sie 
bringt Bauern ohne Nachfolger 
mit interessierten Jungbauern 
zusammen.“ 

UBV-Altpräsident
ÖR Adolf Riautschnig, Glanegg 

Hof sucht Bauer 

Treffen mit Bayerischem Bauernverband in Schärding: (v.l.n.r.) Stefan Weiß und Georg Eßl (UBV 
Salzburg), Johann Herbst (UBV Stmk.), UBV-Präsident ÖR Karl Keplinger, Vizepräsident des Bay-
erischen BV Günther Felßner, Franz J. Dorninger (UBV NÖ), Johann Ilsinger (UBV Stmk.) und ÖR 
Johann Großpötzl (UBV-Organisation).
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